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scher, italienischer, portugiesischer und spanischer Sprache so­
wie in anderen Sprachen hergestellt, die die Versammlung 
bestimmen kann.

c )  Bei Streitigkeiten über die Auslegung der verschiedenen 
Texte ist der französische Text maßgebend.

(2) Diese Fassung der Übereinkunft liegt bis 31. Januar 1972 
zur Unterzeichnung auf. Bis zu diesem Datum bleibt die in 
Absatz (1) Buchstabe a)  bezeichnete Ausfertigung bei der Re­
gierung der Französischen Republik hinterlegt.

(3) Der Generaldirektor übermittelt zwei beglaubigte Ab­
schriften des Unterzeichneten Textes dieser Fassung der 
Übereinkunft den Regierungen aller Verbandsländer und der 
Regierung jedes anderen Landes, die es verlangt.

(4) Der Generaldirektor läßt diese Fassung der Übereinkunft 
beim Sekretariat der Vereinten Nationen registrieren.

(5) Der Generaldirektor notifiziert den Regierungen aller 
Verbandsländer die Unterzeichnungen, die Hinterlegungen 
von Ratifikations- oder Beitrittsurkunden sowie die in diesen 
Urkunden enthaltenen oder gemäß Artikel 28 Absatz (1) 
Buchstabe c ) ,  Artikel 30 Absatz (2) Buchstaben a)  und b) und 
Artikel 33 Absatz (2) abgegebenen Erklärungen, das Inkraft­
treten aller Bestimmungen dieser Fassung der Übereinkunft, 
die Notifikationen von Kündigungen und die Notifikationen 
gemäß Artikel 30 Absatz (2) Buchstabe c ) ,  Artikel 31 Absätze
(1) und (2), Artikel 33 Absatz (3) und Artikel 38 Absatz (1) 
sowie die im Anhang vorgesehenen Notifikationen.

Artikel 38

(1) Verbandsländer, die diese Fassung der Übereinkunft we­
der ratifiziert haben noch ihr beigetreten sind und die nicht 
durch die Artikel 22 bis 26 der Stockholmer Fassung dieser 
Übereinkunft gebunden sind, können, wenn sie dies wünschen, 
bis zum 26. April 1975 die in diesen Artikeln vorgesehenen 
Rechte so ausüben, als wären sie durch diese Artikel gebun­
den. Jedes Land, das diese Rechte auszuüben wünscht, hin­
terlegt zu diesem Zweck beim Generaldirektor eine schrift­
liche Notifikation, die im Zeitpunkt ihres Eingangs wirksam 
wird. Solche Länder gelten bis zu dem genannten Tag als 
Mitglieder der Versammlung.

(2) Solange nicht alle Verbandsländer Mitglieder der Orga­
nisation geworden sind, handelt das Internationale Büro der 
Organisation zugleich als Büro des Verbanvds und der Gene­
raldirektor als Direktor dieses Büros.

(3) Sobald alle Verbandsländer Mitglieder der Organisation 
geworden sind, gehen die Rechte und Verpflichtungen sowie 
das Vermögen des Büros des Verbands auf das Internationale 
Büro der Organisation über.

Anhang

Artikel I

(1) Jedes Land, das nach der bestehenden Übung der Ge­
neralversammlung der Vereinten Nationen als Entwicklungs­
land angesehen wird und das diese Fassung der Übereinkunft, 
deren integrierender Bestandteil dieser Anhang ist, ratifiziert 
oder ihr beitritt und das sich aufgrund seiner wirtschaftlichen 
Lage und seiner sozialen oder kulturellen Bedürfnisse nicht 
sogleich imstande sieht, den Schutz aller in dieser Fassung der

Übereinkunft vorgesehenen Rechte zu gewährleisten, kann 
durch eine bei Hinterlegung seiner Ratifikations- oder Bei­
trittsurkunde oder, vorbehaltlich des Artikels V Absatz (1) 
Buchstabe c ) ,  zu jedem späteren Zeitpunkt beim Generaldi­
rektor hinterlegte Notifikation erklären, daß es die in Arti­
kel II oder die in Artikel III vorgesehene Befugnis oder beide 
Befugnisse in Anspruch nimmt. Es kann, statt die in Arti­
kel II vorgesehene Befugnis in Anspruch zu nehmen, eine 
Erklärung nach Artikel V Absatz (1) Buchstabe a)  abgeben.

(2) a)  Jede Erklärung nach Absatz (1), die vor Ablauf einer 
mit Inkrafttreten der Artikel 1 bis 21 und dieses Anhangs ge­
mäß Artikel 28 Absatz (2) beginnenden Frist von zehn Jahren 
notifiziert wird, ist bis zum Ablauf dieser Frist wirksam. Sie 
kann ganz oder teilweise für jeweils weitere zehn Jahre durch 
eine frühestens fünfzehn und spätestens drei Monate vor Ende 
der laufenden Zehnjahresfrist beim Generaldirektor zu hin­
terlegende Notifikation erneuert werden.

(b )  Jede Erklärung nach Absatz (1), die nach Ablauf 
einer mit Inkrafttreten der Artikel 1 bis 21 und dieses An­
hangs gemäß Artikel 28 Absatz (2) beginnenden Frist von 
zehn Jahren notifiziert wird, ist bis zum Ablauf der dann 
laufenden Zehnjahresfrist wirksam. Sie kann gemäß Buch­
stabe a)  Satz 2 erneuert werden.

(3) Ein Verbandsland, das nicht länger als Entwicklungs­
land im Sinn von Absatz (1) angesehen wird, ist nicht mehr 
berechtigt, seine Erklärung gemäß Absatz (2) zu erneuern; 
gleichviel, ob dieses Land seine Erklärung förmlich zurück­
zieht oder nicht, verliert es die Möglichkeit, die in Absatz (1) 
genannten Befugnisse in Anspruch zu nehmen, entweder nach 
Ablauf der laufenden Zehnjahresfrist oder drei Jahre nach 
dem Zeitpunkt, in dem das Land nicht mehr als Entwicklungs­
land angesehen wird, wobei die später endende Frist maß­
gebend ist.

(4) Sind in dem Zeitpunkt, in dem eine gemäß den Ab­
sätzen (1) oder (2) abgegebene Erklärung ihre Wirkung ver­
liert, noch Werkstücke vorrätig, die aufgrund einer nach 
diesem Anhang gewährten Lizenz hergestellt worden sind, so 
dürfen sie weiterhin in Verkehr gebracht werden, bis der Vor­
rat erschöpft ist.

(5) Jedes Land, das durch diese Fassung der Überein­
kunft gebunden ist und nach Artikel 31 Absatz (1) eine Er­
klärung oder eine Notifikation über die Anwendung dieser 
Fassung der Übereinkunft auf ein bestimmtes Gebiet abgege­
ben hat, dessen Lage als der Lage der in Absatz (1) be- 
zeichneten Länder analog erachtet werden kann, kann für 
dieses Gebiet die Erklärung gemäß Absatz (1) abgeben und 
die Notifikation der Erneuerung gemäß Absatz (2) hinter­
legen. Solange eine solche Erklärung oder Notifikation wirk­
sam ist, sind die Bestimmungen dieses Anhangs auf das Gebiet, 
für das die Erklärung abgegeben oder die Notifikation hinter­
legt worden ist, anwendbar.

(6) a)  Nimmt ein Verbandsland eine der in Absatz (1) 
vorgesehenen Befugnisse in Anspruch, so berechtigt dies die 
anderen Verbandsländer nicht, den Werken, deren Ursprungs­
land dieses Verbandsland ist, weniger Schutz zu gewähren, als 
sie nach den Artikeln 1 bis 20 zu gewähren haben.

b)  Die in Artikel 30 Absatz (2) Buchstabe b) Satz 2 vor­
gesehene Befugnis, Schutz nur nach Maßgabe der Gegenseitig­
keit zu gewähren, darf bis zu dem Zeitpunkt, in dem die nach 
Artikel I Absatz (3) maßgebende Bärist abläuft, nicht in be­
zug auf Werke ausgeübt werden, deren Ursprungsland eine 
Erklärung gemäß Artikel V Absatz (1) Buchstabe a)  abgege­
ben hat.

Artikel П

(1) Jedes Land, das erklärt hat, es werde die in diesem 
Artikel vorgesehene Befugnis in Anspruch nehmen, ist be-


